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§ 2. — Die Eisenbahn^^^jj^ser Haftung befreit, wenn 
der UnfaHvdufcfi£aü(^mäib des Betriebes gelegene Umstände 
verursacht worden ist und die Eisenbahn diese Umstände 
trotz Anwendung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt 
nicht vermeiden und deren Folgen nicht abwenden konnte.

§ 3. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung ganz oder teil­
weise in dem Maße befreit, in welchem der Unfall auf ein 
Verschulden des Reisenden oder auf ein Verhalten des Rei­
senden zurückzuführen ist, das nicht dem normalen Verhalten 
von Reisenden entspricht.

§ 4. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung befreit, wenn 
der Unfall auf das Verhalten eines Dritten zurückzuführen 
ist und die Eisenbahn dieses Verhalten trotz Anwendung der 
nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und 
dessen Folgen nicht abwenden konnte.

Ist die Haftung der Eisenbahn gemäß dem vorstehenden Ab­
satz nicht ausgeschlossen, so haftet sie unter den Beschrän­
kungen dieses Übereinkommens für das Ganze, unbeschadet 
ihres etwaigen Rückgriffes gegen den Dritten.

§ 5. — Eine etwaige Haftung der Eisenbahn in den in § 1 
nicht vorgesehenen Fällen wird durch dieses Übereinkommen 
nicht berührt.

§ 6. — Die « haftbare Eisenbahn >*■ im Sinne dieses Überein­
kommens ist diejenige Eisenbahn, die nach der in Artikel 59 
CIV vorgesehenen Streckenliste die Strecke betreibt, auf der 
sich der Unfall ereignet hat. Besteht nach der Streckenliste 
gemeinsamer Betrieb zweier Eisenbahnen, so ist jede von 
ihnen haftbar.

Artikel 3.
Schadenersatz bei Tötung des Reisenden.

§ 1. — Bei Tötung des Reisenden umfaßt der Schadenersatz:

a) die infolge des Todes des Reisenden entstandenen not­
wendigen Kosten, insbesondere für die Leichenbeförderung 
und die Erd- oder die Feuerbestattung;

b) bei nicht sofortigem Eintritt des Todes den in Artikel 4 
vorgesehenen Schadenersatz.

§ 2. — Haben durch den Tod des Reisenden Personen, denen 
gegenüber er kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder zu­
künftig unterhaltspflichtig geworden wäre, den Versorger 
verloren, so ist auch für diesen Verlust Ersatz zu leisten. Der 
Schadenersatzanspruch von Personen, denen der Reisende 
ohne gesetzliche Verpflichtung Unterhalt gewährt hat, richtet 
sich nach dem Landesrecht.

Artikel 4.
Schadenersatz bei Verletzung des Reisenden.

Bei Verletzung oder sonstiger Beeinträchtigung der kör­
perlichen oder der geistigen Gesundheit des Reisenden umfaßt 
der Schadenersatz:

a) die notwendigen Kosten, insbesondere für Heilung und 
Pflege sowie für die Beförderung;

b) den Vermögensnachteil, den der Reisende durch gänz­
liche oder teilweise Arbeitsunfähigkeit oder durch eine Ver­
mehrung seiner Bedürfnisse erleidet.

Artikel э.
Ersatz anderer Schäden.

Ob und inwieweit die Eisenbahn für andere als die in den 
Artikeln 3 und 4 vorgesehenen Schäden Ersatz zu leisten hat, 
insbesondere für körperliche und seelische Unbill (pretium 
doloris) und für ästhetische Nachteile, richtet sich nach dem 
Landesrecht.

Artikel 6.
Form und Beschränkung des Schadenersatzes 

bei Tötung oder Verletzung des Reisenden.
§ 1. — Der in Artikel 3 § 2 und in Artikel 4 lit. b) vorgese­

hene Schadenersatz ist in Form eines Kapitalbetrages zu lei­
sten. Ist jedoch nach Landesrecht die Zuerkennung einer Rente

zulässig, so wird der Schadenersatz in dieser Form geleistet, 
wenn der verletzte Reisende oder die nach Artikel 3 § 2 An­
spruchsberechtigten die Zahlung einer Rente verlangen.

§ 2. — Die Höhe des nach § 1 zu leistenden Schadenersatzes 
bemißt sich nach dem Landesrecht. Bei Anwendung dieses 
Übereinkommens gilt jedoch für jeden Reisenden eine Höchst­
grenze von 200 000 Franken für den Kapitalbetrag oder eine 
diesem Betrag entsprechende Jahresrente, sofern das Landes­
recht eine niedrigere Höchstgrenze vorsieht.

Artikel 7.
Beschränkung des Schadenersatzes 

bei Beschädigung oder Verlust von Sachen.
Hat die Eisenbahn auf Grund der Bestimmungen dieses 

Übereinkommens Schadenersatz zu leisten für Beschädigung 
oder gänzlichen oder teilweisen Verlust von Sachen, die der 
getötete oder verletzte Reisende an sich getragen oder als 
Handgepäck (Tiere inbegriffen) mit sich geführt hat, so kann 
Ersatz dieses Schadens bis zur Höchstgrenze von 2 000 Franken 
je Reisenden beansprucht werden.

Artikel 8.
Höhe des Schadenersatzes 

bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.
Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 dieses Übereinkom­

mens sowie die Bestimmungen des Landesrechtes, die den 
Schadenersatz auf einen festen Betrag beschränken, finden 
keine Anwendung, wenn der Schaden auf Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit der Eisenbahn zurückzuführen ist.

Artikel 9.
Verzinsung und Rückzahlung der Entschädigung.

§ 1. — Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen 
in Höhe von 5% jährlich verlangen. Die Zinsen laufen vom 
Tage der Reklamation oder, wenn keine solche vorausging, 
vom Tage der Klageerhebung an. Für Entschädigungen nach 
den Artikeln 3 und 4 laufen jedoch die Zinsen erst von dem 
Tage an, an dem die für die Bemessung des Schadenersatzes 
maßgebenden Umstände eingetreten sind, wenn dieser Tag 
später liegt als derjenige der Reklamation oder der Klage­
erhebung.

§ 2. — Eine zu Unrecht empfangene Entschädigung ist zu­
rückzuzahlen.

Artikel 10.
Verbot von Haftungsbeschränkungen.

Tarifbestimmungen und Sonderabmachungen zwischen der 
Eisenbahn und dem Reisenden, durch welche die Haftung der 
Eisenbahn auf Grund dieses Übereinkommens im voraus ganz 
oder teilweise ausgeschlossen werden soll, die der Eisenbahn 
obliegende Beweislast umgekehrt wird oder niedrigere als die 
in Artikel 6 § 2 und in Artikel 7 vorgesehenen Höchstgrenzen 
festgelegt werden, sind nichtig. Diese Nichtigkeit hat jedoch 
nicht die Nichtigkeit des Beförderungsvertrages zur Folge; die­
ser bleibt den Bestimmungen der CIV und dieses Überein­
kommens unterstellt.

Artikel 11.
Haftung der Eisenbahn für ihre Leute.

Die Eisenbahn haftet für ihre Bediensteten und für andere 
Personen, deren sie sich bei der Ausführung der Beförderung 
bedient.

Wenn jedoch Eisenbahnbedienstete auf Verlangen eines 
Reisenden der Eisenbahn nicht obliegende Verrichtungen be­
sorgen,-gelten sie als Beauftragte des Reisenden, für den sie 
tätig sind.

Artikel 12.
Geltendmachung von in diesem Übereinkommen 

nicht vorgesehenen Ansprüchen.
In den Fällen des Artikels 2 §1 kann gegen die Eisenbahn 

ein Anspruch auf Schadenersatz, auf welchem Rechtsgrund er


